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Das KWK-Gesetz 2009 - Allgemeiner Überblick1

Das novellierte Gesetz, allgemein 
KWKG 2009 genannt, beinhaltet u.a. 
die folgenden wesentlichen neuen 
Bestimmungen:
• Förderung der Stromerzeugung in 

KWK-Anlagen durch Zuschlagzah-
lungen nicht nur für den in das öffent-lungen nicht nur für den in das öffent-lungen nicht nur für den in das öffent
liche Netz eingespeisten Strom, son-
dern für den insgesamt erzeugten, 
d.h. auch den selbstgenutzten Strom, 

 • Förderung neuer und modernisierter 
KWK-Anlagen, die ab 1.1.2009 
den Dauerbetrieb aufnehmen, sofern 
sie hocheffi zient sind,

• Förderung neuer hocheffi zienter 
KWK-Anlagen über 2 MWelKWK-Anlagen über 2 MWelKWK-Anlagen über 2 MW , die 
ab 1.1.2009 den Dauerbetrieb 
aufnehmen,

• Förderung des Neu- und Ausbaus 
von Wärmenetzen durch Zuschlag-
zahlungen.
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Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz (KWKG) bezeichnet abkürzend 
das Gesetz für die Erhaltung, die Modernisierung und den Aus-
bau der Kraft-Wärme-Kopplung. Es wurde 2002 in Kraft gesetzt 
und zuletzt durch das Gesetz zur Förderung der Kraft-Wärme-
Kopplung aus dem Jahr 2008 geändert; die relevanten Neurege-
lungen sind zum 1.1.2009 wirksam geworden.

Die vorliegende Broschüre 
gibt einen Überblick über 
die Grundlagen des KWK-
Gesetzes, die Förderkrite-
rien sowie den Verfahrens-
ablauf. Die wesentlichen 
Änderungen des KWKG 
2009 gegenüber dem 
ursprünglichen Gesetz aus 
dem Jahr 2002 sind in 
den mit „NEU“ markierten 
Text-Abschnitten hervorge-
hoben dargestellt.

Die Paragraphenangaben beziehen 
sich auf das KWK-Gesetz.
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N E U

Ziel: Erhöhung der Stromer-
zeugung aus KWK auf 25 %

Förderung von selbstgenutztem 
und eingespeistem KWK-Strom

Förderung neuer und 
modernisierter hocheffi zienter 
KWK-Anlagen (Dauerbetrieb 
ab 1.1.2009)

Förderung neuer hocheffi zien-
ter KWK-Anlagen über 2 MWel 
(Dauerbetrieb ab 1.1.2009)

Förderung des Neu- und 
Ausbaus von Wärmenetzen

Das KWK-Gesetz 2009 - Allgemeiner Überblick

Zweck des Gesetzes (§1)

Durch das KWK- Gesetz soll ein Beitrag 
zur Erhöhung der Stromerzeugung aus 
Kraft-Wärme-Kopplung in der Bundes-
republik Deutschland auf 25 Prozent 
geleistet werden. Das erfolgt durch 
• den befristeten Schutz,
• die Förderung der Modernisierung 

und des Neubaus von Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen (KWK-Anlagen),

• die Unterstützung der Markteinführung 
der Brennstoffzelle sowie

• die Förderung des Neu- und Ausbaus 
von Wärmenetzen, in die Wärme aus 
KWK-Anlagen eingespeist wird. 

Ziele sind die Energieeinsparung, der 
Umwelt schutz und die Erreichung der 
Klimaschutzziele der Bundesregierung.

Anwendungsbereich des Gesetzes (§2)

Das KWK- Gesetz regelt die Abnahme 
und die Vergütung von Kraft-Wärme-
Kopplungsstrom (KWK-Strom) aus Kraft-
werken mit KWK-Anlagen auf Basis von
Steinkohle, Braunkohle, Abfall, Abwär-
me, Biomasse, gasförmigen oder fl üs-
sigen Brennstoffen. Es regelt Zuschläge 
für den Neubau und den Ausbau von 
Wärmenetzen. KWK-Strom, der nach 
dem Erneuerbare-Energien-Gesetz EEG 
vergütet wird, fällt nicht in den Anwen-
dungsbereich dieses Gesetzes.
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Das Wichtigste in Kürze

Das novellierte Kraft-Wärme-Kopplungs-Gesetz (KWKG) 
ist am 1. Januar 2009 in Kraft getreten. Der offi zielle 
Gesetzestext ist im Internet zu fi nden, z. B. www.bkwk.de 
oder unter www.bhkw-infozentrum.de.

Ziele des Gesetzes sind der Ausbau der Stromerzeu-
gung in kleinen KWK- Anlagen durch Schutz, die 
Förderung der Modernisierung und des Neubaus von 
KWK-Anlagen, die Unterstützung einer Markteinführung 
von Brennstoffzellen sowie die Förderung des Neu- und 
Ausbaus von Wärmenetzen, in die Wärme von KWK-
Anlagen eingespeist wird.

Das KWK-Gesetz regelt die Abnahme und Vergütung 
von KWK-Strom aus KWK-Anlagen, der in das Netz 
der allgemeinen Versorgung eingespeist oder direkt 
vor Ort selbst genutzt wird.

Strom aus KWK-Anlagen, der bereits nach dem Erneu-
erbare- Energien- Gesetz (EEG) vergütet wird, erhält 
keine Zuschlagzahlung nach dem KWK-Gesetz.

Neben dem ausgehandelten Strompreis muss vom Netz-
betreiber eine im KWK-Gesetz festgelegte Zuschlagzah-
lung für den eingespeisten Strom entrichtet werden.

Die Höhe und die Dauer der Zuschlagzahlung für neue 
und modernisierte KWK-Anlagen, die ab 1.1.2009 in 
Dauerbetrieb gehen, ist von der elektrischen Leistung 
abhängig. Die Dauer der Zahlung wird bei Anlagen 
über 50 kWelüber 50 kWelüber 50 kW  auch durch die Vollbenutzungsstunden 
begrenzt.

KWK-Anlagen über 2 MWelKWK-Anlagen über 2 MWelKWK-Anlagen über 2 MW  benötigen für die Zulassung 
ein nach den anerkannten Regeln der Technik (AGFW-Ar-
beitsblatt FW 308) erstelltes Sachverständigengutachten.

Für kleine KWK-Anlagen bis 2 MWelFür kleine KWK-Anlagen bis 2 MWelFür kleine KWK-Anlagen bis 2 MW  gelten in Bezug 
auf die Mitteilungspfl icht und den Nachweis des ein-
gespeisten sowie des nicht eingespeisten KWK-Stroms 
Verfahrensvereinfachungen.

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) kann ab sofort KWK-Anlagen bis zu 10 KWel (BAFA) kann ab sofort KWK-Anlagen bis zu 10 KWel (BAFA) kann ab sofort KWK-Anlagen bis zu 10 KW
in Form einer Allgemeinverfügung zulassen.

KWK-Anlagen im Sinne des Gesetzes 
sind die in der Abbildung auf Seite 2 
aufgeführten Anlagen, in denen Strom 
und Nutzwärme erzeugt werden.
KWK-Anlagen (mit Ausnahme von Brenn-
stoffzellen-Anlagen) mit einer elektrischen
Leistung von bis zu 2 MW sind laut Defi -Leistung von bis zu 2 MW sind laut Defi -Leistung von bis zu 2 MW
nition „kleine KWK-Anlagen“. Mehrere 
unmittelbar miteinander verbundene 
kleine KWK-Anlagen an einem Standort 
gelten als eine KWK-Anlage. Als „un-
mittelbar miteinander verbunden“ gelten 
insbesondere Anlagen, die sich im 
selben Versorgungsobjekt (Haus, Büro-
gebäude, Hotel etc.) befi nden. Sofern 

KWK-Anlagen keine Vorrich-
tung zur Wärmeabfuhr wie ei-
nen Hilfskühler oder Ähnliches 
aufweisen, gilt die gesamte er-
zeugte Strommenge als KWK-
Strom. Unabhängig von der Ei-
gentümerfrage ist der Betreiber 
einerseits Nutznießer der Zu-
schläge, anderer seits aber auch
verantwortlich für die Nachweis-
pfl ichten. Diese wichtige Unter-
scheidung ist z. B. für KWK-An-
lagen wichtig, die mittels eines 
Fonds- oder Leasingmodells 
fi nanziert wurden.

Begriffsbestimmungen: KWK-Anlagen (§3)

KWK-Anlagen, die ab dem 1.1.2009
in Dauerbetrieb genommen und geför-
dert werden, müssen hocheffi zient im 
Sinne der Richtlinie 2004/8/EG des 
Europäischen Parlaments (abgekürzte 
Formulierung) sein. Diese Richtlinie 
schreibt vor, dass KWK-Blöcke Primär-
energieeinsparungen von mehr als 10 % 
im Vergleich zur getrennten Strom- und 
Wärmeerzeugung erbringen müssen. 
Bei der Berechnung der Einsparungen 
entsprechend der Richtlinie müssen die-
selben Primärenergien für den Fall der 
KWK und für den Fall der getrennten 
Erzeugung zugrundegelegt werden; 
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Förderung von Neuanlagen mit einer elektrischen 
Leistung von über 2 MWel Leistung von über 2 MWel Leistung von über 2 MW . 

KWK-Anlagen, die ab dem 1.1.2009 in Dauerbetrie-
bin genommen und gefördert werden, müssen hochef-
fi zient sein. Die Hocheffi zienz der größeren Anlagen 
muss per Sachverständigengutachten nachgewiesen 
werden. 

Anlagen, die aus mehreren kleinen KWK-Anlagen beste-
hen, gelten als eine Anlage. Im Zulassungs-Antragsformu-
lar sind die Gesamtleistung und das Datum der Dauerin-
betriebnahme des ältesten KWK-Aggregats einzutragen. 

Für die Umsetzung des KWK-Gesetzes ist das Bundes-
amt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle zuständig.

Die Antragsformulare für die Zulassung können beim 
Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) 
Postfach 5168, Referat 437, 65726 Eschborn, oder 
unter www.bafa.de abgerufen werden.

außerdem müssen für die getrennte Erzeugung 
sogenannte harmonisierte Wirkungsgrade für die 
Strom- und Wärmeerzeugung verwendet werden.

Für KWK-Kleinstanlagen (d.h. höchstens 500 kWelFür KWK-Kleinstanlagen (d.h. höchstens 500 kWelFür KWK-Kleinstanlagen (d.h. höchstens 500 kW ) 
und KWK-Kleinanlagen (d.h. weniger als 1 MWelund KWK-Kleinanlagen (d.h. weniger als 1 MWelund KWK-Kleinanlagen (d.h. weniger als 1 MW ) 
im Sinne dieser europäischen Richtlinie werden in 
der Richtlinie Primärenergieeinsparungen ohne 
Angaben der Höhe gefordert, damit das Kriterium 
„hocheffi zient“ erfüllt ist.

Das KWK-Gesetz 2009 fordert für größere An-
lagen ab 2 MWellagen ab 2 MWellagen ab 2 MW  ein Sachverständigengutachten 
für den Nachweis der Hocheffi zienz. Für serienmä-
ßige Kleinanlagen bis 2 MWelßige Kleinanlagen bis 2 MWelßige Kleinanlagen bis 2 MW  sind geeignete Un-
terlagen des Herstellers als Nachweis ausreichend.

Quelle: SenerTec Kraft-Wärme-
Energiesysteme GmbH
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Abnahme von Strom aus 
erneuerbaren Energien 
und aus Grubengas sind 
gleichrangig

Der Anschlussnehmer 
trägt die Kosten für die 
Verbindung zwischen 
der KWK- Anlage und 
dem Netzanschlusspunkt. 
(KraftNAV §8 Abs.1)

Zuschlagzahlung erfolgt 
auch, wenn der KWK-
Strom nicht in das Netz 
der allge meinen Versor-
gung eingespeist wird

Netzbetreiber sind verpfl ichtet, zuschlag-
berechtigte KWK-Anlagen anzuschließen 
und den in diesen Anlagen erzeugten KWK-
Strom vorrangig abzunehmen. Strom aus 
erneuerbaren Energien und aus Gruben-
gas werden gleichrangig behandelt. Der-
jenige Netzbetreiber, der über ein tech-
nisch geeignetes Netz für die Aufnahme 
verfügt und die kürzeste Entfernung zum 
Standort der KWK-Anlage hat, ist ver-
pfl ichtet die jeweilige Strommenge abzu-
nehmen.

Nach §4 Abs. 1a KWKG fi nden bei 
Neuanschlüssen und Anschlussverände-
rungen von KWK-Anlagen die Regelungen
nach §8 der Kraftwerks-Netzanschlussver-
ordnung (KraftNAV) für Anlagen unterhalb 
100 Megawatt ungeachtet der Span-
nungsebene entsprechend Anwendung. 
Demnach trägt der Anschlussnehmer die 
Kosten für die Verbindung zwischen der 
KWK-Anlage und dem Netzanschluss-
punkt. (KraftNAV §8 Abs.1)

Anschluss-, Abnahme- und Vergütungspflicht (§4)2

Der Netzbetreiber kann mittelbar 
oder unmittelbar mit der KWK-
Anlage verbunden sein und muss 
über ein technisch geeignetes 
Netz verfügen. Ein Netz gilt als 
technisch in der Lage, den KWK-
Strom aufzunehmen, wenn dies 
durch einen wirtschaftlich zumut-
baren Ausbau des Netzes möglich 
ist. Wenn ein Netz technisch nicht 
in der Lage ist, den KWK-Strom 
aufzunehmen, trifft diese Ver-
pfl ichtung den nächstgelegenen 
Netzbetreiber einer höheren 
Spannungsebene. Soweit es für 
die Planung des Netzbetreibers 
oder des KWK-Anlagenbetreibers 
erforderlich ist, sind Netz- und 
Anlagendaten offenzulegen.

Gesamtvergütung (Zahlung an den Anlagenbetreiber)

Zuschlagzahlung nach KWK-Gesetz

==

+
Einspeisevergütung (vereinbarter Preis)

oder

Vergütung für gelieferten Strom (üblicher Preis)
+
vermiedenes Netznutzungsentgelt

Anschluss-, Abnahme- und Vergütungspfl icht

Erzeugen HSNB MSNB verbraucherverbraucherErzeugen HSNBHSNB MSNBMSNB VNB Letzt-
verbraucher

KWK-
Betreiber

VBN  =  Verteilungsnetzbetreiber (400 / 230 V)
NSNB  = Mittelspannungsnetzbetreiber (30 / 20 kV)
HSNB  = Hochspannungsnetzbetreiber (380 / 220 / 110 kV)

falls VNB nicht falls VNB nicht falls VNB nicht falls VNB nicht falls VNB nicht 
in der Lage istin der Lage ist

Anschluss von KWK-Anlagen und Abnahme von KWK-Strom
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HSS Höchstspannung 220 und 380 kV

Endkunde zahlt die 
Netznutzungsentgelte 
für alle vorgelagerten 
Spannungsebenen. 

KWK-Betreiber erhält eine Vergütung für 
die Nichtnutzung der vorgelagerten Spannungsebenen 
aufgrund der dezentralen Einspeisung,
also die vermiedenen Netznutzungsentgelte.

HS Hochspannung >60 ≤220 kV

MS Mittelspannung >6 ≤60 kV

NS Niederspannung 0,4 kV

Für die Ermittlung des üblichen Preises sollen – 
laut Begründungstext des KWK-Gesetzes – die an 
den Strombörsen festgelegten Preise heran gezogen 
werden, wobei die Einspeisecharakteristik des 
Stroms zu berücksichtigen ist. Hierzu wird der Mit-
telwert des an der Leipziger Börse gehandelten 
Stroms des vorangegangenen Quartals gebildet.

Die Kompensationszahlung für die vermie-
denen Netznutzungsentgelte wird mit einem in 
der Anlage 6 der „Verbändevereinbarung 2 Plus“ 
vom 13.12.2001 angegebenen Formelsatz be-
rechnet (siehe www.strom.de). Sie wird fällig, da 
aufgrund der dezentralen Einspeisung einer KWK-
Anlage in das öffentliche Netz (bei kleinen Anla-
gen zum Beispiel in das Niederspannungsnetz NS) 
Entgelte für die Nutzung vorgelagerter Spannungs -
ebenen (Höchst- [HSS], Hoch-[HS] und Mittelspan-
nungsnetz [MS]) vermieden werden (siehe Abbil-
dung unten).

Vergütung von KWK-Strom

Nach dem neuen KWK-Gesetz erhält der An-
lagenbetreiber auch für KWK-Strom, der nicht 
in ein öffentliches Netz eingespeist, sondern 
selbst genutzt oder in ein eigenes Netz (z. B. 
innerhalb eines Wohngebäudes mit mehreren 
Mietwohnungen) eingespeist wird, Zuschlagzah-
lungen.

Für KWK-Strom, der in das öffentliche Netz 
eingespeist wird, erhält der Betreiber die Zu-
schlagzahlung nach dem KWKG sowie eine 
variable Einspeisevergütung, die zwischen dem 
Betreiber der KWK-Anlage und dem Netzbe-
treiber zu vereinbaren ist. 

Kommt eine Vereinbarung zwischen Netzbe-
treiber und Anlagenbetreiber über die Einspeise-
vergütung nicht zustande, wird diese zusammen-
gesetzt aus dem üblichen Preis (EEX-Baseload-Preis 
an der Leipziger Strombörse) zuzüglich des nach 
den anerkannten Regeln der Technik berechneten
Teiles der Netznutzungsentgelte, der durch die 
dezentrale Einspeisung durch diese KWK-Anlage 
vermieden wird. 
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Sofern der KWK-Betreiber einen Drit-
ten nachweisen kann, der bereit ist, den 
eingespeisten KWK-Strom zu kaufen, ist 
der Netzbetreiber verpfl ichtet, den Strom 
vom Betreiber der KWK-Anlage zu dem 
vom Dritten angebotenen Strompreis ab-
zunehmen. Der Dritte wiederum ist ver-
pfl ichtet, den KWK-Strom zum Preis sei-
nes Angebotes vom Netzbetreiber abzu-
nehmen. Auch im Falle eines Stromver-
kaufs an einen Dritten erhält der Betrei-
ber einer KWK-Anlage die Gutschrift für 
die Nichtnutzung der vorgelagerten 
Spannungsebenen nach „Verbände-
vereinbarung 2 Plus“. 

Verkauft der Dritte den aufgenommenen 
KWK-Strom an einen Endkunden weiter, so fallen 
Netznutzungsentgelte, Konzessionsabgaben und 
Steuern an. Zu beachten ist weiterhin, dass der 
„Dritte“ bilanzkreispfl ichtig ist. Dies bedeutet u. a., 
dass diese Person bzw. dieses Unternehmen täg-
lich melden muss, wie viel Energie am nächsten 
Tag von ihm gekauft und wie viel verkauft wird. 
Der hierfür notwendige Aufwand kann normaler-
weise nur durch ein Energieversorgungsunterneh-
men, einen Stromhändler oder einen größeren 
Industriebetrieb geleistet werden. 

Weiterhin haben die Anschlussnehmer (KWK-
Betreiber) gegenüber dem Netzbetreiber einen 
Anspruch mit Hilfe eines Zählers auf einen ab-

Netz des Betreibers

KWK-Betreiber

Anschluss

Letztverbraucher

Zähler Unterzähler

KWK-Anlage
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KWK-Betreiber haben einen 
Anspruch auf einen abrech-
nungsrelevanten Zählpunkt

Für KWK-Anlagen bis 50 kWel 
bleibt die Verpfl ichtung des 
Netzbetreibers zur Abnahme 
und Vergütung von KWK-
Strom auch ohne Förderung 
bestehen

KWK-Anlagen haben einen 
vorrangigen Anspruch auf 
Netzzugang im Fall von 
Engpässen im deutschen 
Übertragungsnetz

rechnungsrelevanten Zählpunkt. Ihre KWK-Anlage ist 
über einen Zähler mit dem Netz verbunden. Dadurch 
kann der KWK-Betreiber den Letztverbrauchern über 
Unterzähler eine Verrechnung der Zählwerte erstellen. 

Die Verpfl ichtung des Netzbetreibers zur Abnahme 
und Vergütung von KWK-Strom gilt zunächst allgemein 
für die Zeit der Förderung durch die gesetzlichen Zu-
schlagzahlungen. Bei kleinen KWK-Anlagen bis zu einer
Leistung von 50 kWelLeistung von 50 kWelLeistung von 50 kW  bleibt die Verpfl ichtung des Netz-
betreibers zur Abnahme und Vergütung von KWK-Strom 
ohne Zuschläge nach Ablauf des Förderzeitraumes be-
stehen.

Für alle KWK-Anlagen beinhaltet §4 des KWKG den 
Anspruch auf vorrangigen Netzzugang im Falle von Eng-
pässen im deutschen Übertragungsnetz.

Quelle: PlanET Biogastechnik GmbH
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Kategorien der zuschlagberecht ig ten KWK-Anlagen (§5)

12/1989Zeitpunkt der
Dauerinbetriebnahme

3/02 12/05

A1 Alte Bestandsanlagen A2 a  Neuanlagen
A2  Neue Bestandsanlagen

3

Das KWK-Gesetz schreibt zunächst 
die Förderung von KWK-Anlagen ent-
sprechend den Regelungen des alten 
KWK-Gesetzes aus dem Jahr 2002 
fort. Neu ist die Ausdehnung der alten 
Förderbestimmungen ab 1.1.2009 auf 
den insgesamt erzeugten KWK-Strom, 
also auch auf den vom Betreiber der 
KWK-Anlage selbst genutzten Strom.

Das KWKG unterscheidet bei den 
KWK-Anlagen zunächst nach dem Zeit-
punkt der Aufnahme des Dauerbetriebs.

A. Kategorien zuschlagberechtigter KWK-Anlagen, 
die vor dem 1.1.2009 in Dauerbetrieb genommen wurden 
(entspricht KWKG 2002)

A1. Alte Bestandsanlagen,
die bis zum 31.12.1989 in Dauerbetrieb genommen wurden

A2. Neue Bestandsanlagen,
a) Neuanlagen, die ab 1.1.1990 und bis zum 1.4.2002 
 in Dauerbettrieb genommen wurden
b) Alte Bestandsanlagen nach Ziffer 1., die ab 1.1.1990 und bis zum

1.4.2002 modernisiert und in Dauerbetrieb genommen wurden

A3. Modernisierte, alte Bestandsanlagen
nach Ziffer 1., die modernisiert und nach dem 1.4.2002 und 
bis zum 31.12.2005 in Dauerbetrieb genommen wurden.
Einschränkungen hinsichtlich des Anschlusses an Fernwärmenetze 
und hinsichtlich immissionsschutzrechtlicher Genehmigungen 
siehe KWKG §5, Absatz 1, Nr. 3.

A4. Kleine KWK-Anlagen,
die nach dem 1.4.2002 und bis zum 31.12.2008 
in Dauerbetrieb genommen wurden und keine bereits bestehende 
Fernwärmeversorgung aus KWK-Anlagen verdrängen
a) kleine KWK-Anlagen bis 50 kWela) kleine KWK-Anlagen bis 50 kWela) kleine KWK-Anlagen bis 50 kW
b) kleine KWK-Anlagen über 50 kWelb) kleine KWK-Anlagen über 50 kWelb) kleine KWK-Anlagen über 50 kW  bis 2 MWel bis 2 MWel bis 2 MW

A5. Brennstoffzellenanlagen,
die nach dem 1.4.2002 bis zum 31.12.2008 
in Dauerbetrieb genommen wurden

A4  Kleine KWK-Anlagen

A5  Brennstoffzellenanlagen

A2 b  Modernisierte 
alte Bestandsanlagen

A3  Modernisierte 
alte Bestandsanlagen

Kategorie A
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Neue und modernisierte 
KWK-Anlagen, die ab 
1.1.2009 in Betrieb gehen 
und gefördert werden, 
müssen hocheffi zient sein.

Auch hocheffi ziente KWK-
Anlagen über 2 MWel 
werden gefördert.

Die Verdrängung von 
Fernwärmeversorgung 
aus KWK-Anlagen ist 
nicht erlaubt.

12/08 12/16

B1 Hocheffi ziente Brennstoffzellenanlagen

B2 Hocheffi ziente KWK-Anlagen

B3 Hocheffi ziente modernisierte  Bestandsanlagen

B. Kategorien zuschlagberechtigter KWK-
Anlagen, die nach dem 1.1.2009 in Dauer-
betrieb genommen wurden oder werden

B1. Hocheffi ziente Brennstoffzellenanlagen,
die ab dem 1.1.2009 bis zum 31.12.2016 
in Dauerbetrieb genommen wurden oder 
werden

B2. Hocheffi ziente KWK-Anlagen, die ab dem 
1.1.2009 bis zum 31.12.2016 in Dauer-
betrieb genommen wurden oder werden 
und keine bereits bestehende Fernwärme-
versorgung aus KWK-Anlagen verdrängen
a) kleine KWK-Anlagen bis 50 kWela) kleine KWK-Anlagen bis 50 kWela) kleine KWK-Anlagen bis 50 kW
b) kleine KWK-Anlagen über 50 kWelb) kleine KWK-Anlagen über 50 kWelb) kleine KWK-Anlagen über 50 kW  bis 2 MWel bis 2 MWel bis 2 MW
c) KWK-Anlagen über 2 MWelc) KWK-Anlagen über 2 MWelc) KWK-Anlagen über 2 MW

B3. Hocheffi ziente modernisierte Bestandsanlagen
gemäß Kategorie A. 1. und 2. oder die 
entsprechenden Bestandsanlagen ersetzende 
Neuanlagen, die ab dem 1.1.2009 bis zum 
31.12.2016 in Dauerbetrieb genommen 
wurden oder werden

Als modernisiert gilt eine Anlage, 
wenn wesentliche die Effi zienz 
bestimmende Anlagenteile er-
neuert sind und die Kosten der 
Erneuerung mindestens 50 % 
der Kosten einer Neuerrichtung 
der KWK-Anlage betragen.

Ob die Modernisierung einer 
vorhandenen Anlage oder die 
Errichtung einer neuen Ersatzan-
lage wirtschaftlich vorteilhafter 
ist muss in jedem Einzelfall durch 
eine individuelle Wirtschaftlich-
keitsanalyse überprüft werden.

Hocheffi zient im Sinne des KWK-
Gesetzes ist eine KWK-Anlage, 
sofern sie hocheffi zient im Sinne 
der Richtlinie 2004/8/EG des 
Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 11.2.2004 über die 
Förderung einer am Nutzwärme-
bedarf orientierten Kraft-Wärme-
Kopplung im Energiebinnenmarkt 
und zur Änderung der Richtlinie 
92/42/EWG (ABl. EU Nr. L 52 
S. 50) ist (siehe Ausführungen 
Seiten 4/5).

A4  Kleine KWK-Anlagen

A5  Brennstoffzellenanlagen

A3  Modernisierte 
alte Bestandsanlagen

Kategorie B
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Höhe des Zuschlags für KWK-Strom und Dauer der Zahlung (§7)4

Die Höhe des Zuschlags und die Dauer der Zahlung entsprechend dem KWK-Gesetz 
sind nachfolgend für die beiden Anlagenkategorien „Dauerbetriebaufnahme vor und 
nach dem 1.1.2009“ zusammenfassend dargestellt. Dabei wurde aus Gründen der 
Übersichtlichkeit auf die Darstellung der Zuschlagzahlungen in den Jahren vor 2008 
verzichtet.

Zuschlagzahlungen in Cent/kWh für KWK-Anlagen,
die nach dem 1.1.2009 in Dauerbetrieb genommen wurden oder werden 

Anlagenkategorie KWK-
Zuschlag Betriebs-

jahre
Vollbenutzungs-

stunden

B1. Hocheffi ziente Brennstoffzellenanlagen 5,11 10

B2. Hocheffi ziente KWK-Anlagen

 a) bis 50 kWel 5,11 10

b) über 50 kW bis 2 MWel

  · für den Leistungsanteil bis 50 kWel 5,11 6 30.000

  · für den Leistungsanteil über 50 kWel 2,10 6 30.000

c) über 2 MWel

  · für den Leistungsanteil bis 50 kWel 5,11 6 30.000

  · für den Leistungsanteil über 50 kWel  
    bis 2 MWel

2,10 6 30.000

  · für den Leistungsanteil über 2 MWel 1,50 6 30.000

B3. Hocheffi ziente modernisierte Bestandsanlagen Förderung wie Neuanlagen

Max. Förderzeitraum

Zuschlagzahlungen in Cent/kWh für KWK-Anlagen, 
die vor dem 1.1.2009 in Dauerbetrieb genommen wurden

Anlagenkategorie 2008 2009 2010

A1. Alte Bestandsanlagen

A2. Neue Bestandsanlagen 0,82 0,56

A3. Modernisierte alte Bestandsanlagen 1,64 1,59 1,59

A4. Kleine KWK-Anlagen

a) über 50 kWel bis 2 MWel 2,10 2,10 1,94

b) bis 50 kWel 5,11 für einen Zeitraum von 
10 Jahren ab Aufnahme des 
Dauerbetriebs

A5. Brennstoffzellenanlagen 5,11 für einen Zeitraum von 
10 Jahren ab Aufnahme des 
Dauerbetriebs

Bei den KWK-Anlagen über 
50 kWel50 kWel50 kW  und über 2 MWel und über 2 MWel und über 2 MW
wurde zur Glättung der Förder-
stufen für den Leistungsanteil 
bis 50 kWelbis 50 kWelbis 50 kW  und den Leistungs-
anteil zwischen 50 kW und 
2 MWel2 MWel2 MW derjenige Förderzu-
schlag zu grunde gelegt, der 
für die jewei lige Anlagenka-
tegorie mit der entsprechend 
geringeren Leistung gilt.

Für KWK-Anlagen, die wär-
meseitig direkt mit einem Un-
ternehmen des Verarbeitenden 
Gewerbes verbunden sind 
und dieses überwiegend mit 
Prozesswärme zur Deckung 
des industriellen Bedarfs ver-
sorgen, ist der Anspruch auf 
Zuschlagzahlung auf 4 Jahre 
bzw. höchstens 30.000 Voll-
benutzungsstunden begrenzt. 

Die Zuschlagzahlungen für 
KWK-Strom aus KWK-Anla-
gen sind in der Gesamthöhe 
entsprechend §7 Absatz 9 
des KWK-Gesetzes begrenzt.
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Zuschlagzahlungen 
für KWK-Anlagen, die 
nach dem 1.1.2009 
in Dauerbetrieb gehen 
in Abhängigkeit von 
der Anlagenart und 
Leistung für unter schied -
liche Betriebsjahre 
bzw. Vollbenutzungs-
stunden

Zuschlagzahlungen 
für den Neu- und Aus-
bau von Wärmenetzen

Förderung des Neu- und Ausbaus von Wärmenetzen 

Der Betreiber eines Wärmenetzes hat gegenüber dem Stromnetzbetreiber 
für den Neu- oder Ausbau des Wärmenetzes Anspruch auf Zahlung eines 
Zuschlags, wenn eine Zulassung nach §6a erteilt wurde und folgende Be-
dingungen erfüllt werden:
• der Neu- oder Ausbau des Wärmenetzes wird ab dem 1.1.2009 

begonnen und die Inbetriebnahme erfolgt spätestens bis zum 31.12.2020
• die Wärmeeinspeisung in das neue oder ausgebaute Wärmenetz erfolgt 

überwiegend, im Endausbau nachweislich mindestens mit einem Anteil 
von 60 %, aus KWK-Anlagen im Anwendungsbereich des KWK-Gesetzes.

Neubau im Sinne des Gesetzes ist die erstmalige Errichtung eines 
Wärmenetzes mit allen zur Versorgung der Endverbraucher notwendigen 
Komponenten in einem Gebiet, in dem vorher keine Wärmeversorgung 
über Wärmenetze erfolgte.

Ausbau im Sinne des Gesetzes sind 
• die Erweiterung eines bestehenden Wärmenetzes mit allen 

erforderlichen Komponenten zum Anschluss neuer Wärmeverbraucher 
• Netzverstärkungsmaßnahmen zur Erhöhung des Wärmevolumenstromes 

um mindestens 50 %
• sowie der Zusammenschluss bestehender Wärmenetze.

Absatz 4 in §5a regelt die Zuordnung der Zahlungspfl icht im Falle von 
Wärmenetzen, die sich über das Gebiet mehrerer Stromnetzbetreiber 
erstrecken. Zahlungspfl ichtig ist derjenige Stromnetzbetreiber, an dessen 
Netz die in das Wärmenetz einspeisende größte KWK-Anlage ange-
schlossen ist. Bei mehreren gleich großen KWK-Anlagen ist diejenige 
maßgebend, die als erste in Betrieb genommen wurde.

Zuschlagberechtigter Neu- und Ausbau von Wärmenetzen (§5a)

Zuschlagzahlung für den Neu- und Ausbau von Wärmenetzen (§7a)

5

Der Zuschlag für den Neu- und Ausbau von Wärmenetzen beträgt je Milli-
meter Nenndurchmesser der neu verlegten Wärmeleitung einen Euro pro 
Meter Trassenlänge. Der Zuschlag darf 20 % der ansatzfähigen Investitions-
kosten des Neu- oder Ausbaus, insgesamt aber 5 Millionen Euro je Projekt, 
nicht überschreiten.
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Voraussetzung für den Anspruch auf Zuschlagzahlung ist 
die Zulassung als KWK-Anlage im Sinne des §5 KWKG. 
Die Zulassung wird erteilt, wenn die Voraussetzungen 
nach §5 erfüllt werden. Der Antrag für die Zulassung 
einer KWK-Anlage (www.bafa.de) muss folgende Anga-
ben enthalten:
• Angaben zum Anlagenbetreiber
• Nachweise über den Zeitpunkt der Aufnahme des 

Dauerbetriebs
• Angaben zum Anschluss an das Netz für die allgemei-

ne Versorgung oder soweit erforderlich, an ein Netz 
im Sinne von § 110 Abs. 1 des EnWG

• Angaben (gemäß § 7 Abs. 4 Satz 3, Abs. 5 Satz 3 oder 
Abs. 8 Satz 3 KWKG) zur unmittelbaren Versorgung 
eines Unternehmens des Verarbeitenden Gewerbes. 

Außerdem ist ein nach den anerkannten Regeln der Technik 
erstelltes Sachverständigengutachten über die Eigenschaften 
der Anlage beizufügen. Das Sachverständigengutachten 
muss in der jeweiligen Fassung nach den Grundlagen und 
Rechenmethoden der AGFW (Der Energieeffi zienzverband 
für Wärme, Kälte und KWK e. V. in Nummer 4 bis 6 des 
Arbeitsblattes FW 308 „Zertifi zierung von KWK-Anlagen – 
Ermittlung des KWK-Stroms“) erstellt werden

Ergänzend dazu ist das Sachverständigengut-
achten für hocheffi ziente KWK-Anlagen, die nach 
dem 1. Januar 2009 in Dauerbetrieb genommen 
wurden oder werden, zu erstellen. Dabei sind die 
Anhänge II und III der Richtlinie 2004/8/EG des 
Europäischen Parlaments und des Rates vom 
11. Februar 2004 über die Förderung einer am 
Nutzwärmebedarf orientierten Kraft-Wärme-
Kopplung im Energiebinnenmarkt und zur Ände-
rung der Richtlinie 92/42/EWG (ABl. EU Nr. L 
52 S. 50) sowie die dazu erlassenen Leitlinien 
zu beachten. Anstelle des Gutachtens können für 
serienmäßig hergestellte kleine KWK-Anlagen 
geeignete Unterlagen des Herstellers vorgelegt 
werden, aus denen die thermische und elektrische 
Leistung sowie die Stromkennzahl hervorgehen.

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkon-
trolle (BAFA) kann Zulassungen für kleine KWK-
Anlagen mit einer Leistung von 10 kWelAnlagen mit einer Leistung von 10 kWelAnlagen mit einer Leistung von 10 kW  in Form 
der Allgemeinverfügung erteilen. Die Allgemeinver-
fügung kann mit Aufl agen verbunden werden. 

Brennstoffzellen-Anlagen benötigen unabhängig 
von der Leistungsgröße ein Sachverständigengut-
achten für eine Zulassung. Der Zulassungsantrag 
ist beim BAFA einzureichen. 

Die Zulassung für Bestandsanlagen wird rück-
wirkend zum 1. Januar des Kalenderjahres, in 
dem der Antrag gestellt worden ist, erteilt. Eine 
schnelle Antragstellung macht sich also bezahlt.

Sonstige Regelungen6

Zulassung von KWK-Anlagen (§6)
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Sachverständigengutachten für die 
Zulassung von größeren KWK-Anlagen 
erforderlich

Für serienmäßig hergestellte kleine 
KWK-Anlagen sind geeignete Herstel-
lerunterlagen für den Nachweis von 
elektrischer und thermischer Leistung 
ausreichend

Für kleine Anlagen bis 10 kWel können 
Zulassungen in Form einer Allgemein-
verfügung erteilt werden

Antrag auf Zulassung des Neu- und 
Ausbaus von Wärmenetzen mit den 
notwendigen Informationen erforderlich

Zulassung des Neu- und Ausbaus 
von Wärmenetzen (§6a)

Der Antrag für die Zulassung des Neu- 
oder Ausbaus von Wärmenetzes muss 
enthalten: 
• Angaben zu Antragsteller und 

Netzbetreiber
• eine detaillierte Beschreibung des 

Projektes einschließlich Angaben über 
· die Länge des neu- oder ausgebauten
  Wärmenetzes

 · den geplanten Mindestwärme-
  durchsatz

 · die Investiitonskosten
 · das Datum der Inbetriebnahme
• eine Bescheinigung eines Wirtschafts-

prüfers oder eines vereidigten Buchprü-
fers über das Vorliegen der Angaben.

Der Antrag auf Zulassung kann nach 
der Inbetriebnahme des neu- oder ausge-
bauten Wärmenetzes bis zum 28. Februar 
des auf die Inbetriebnahme folgenden 
Kalenderjahres gestellt werden. Als 
Inbetriebnahme gilt der Zeitpunkt der 
erstmaligen Aufnahme einer dauerhaften 
Versorgung mit Wärme.

Quelle: Powertherm, Spilling Energiesysteme GmbH
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Der KWK-Anlagenbetreiber macht der BAFA 
und dem Netzbetreiber monatlich Mitteilung 
über die in das Netz für die allgemeine 
Versorgung eingespeiste KWK-Strommenge 
und die im Sinne von §4 Abs. 3a Satz 1 
nicht gelieferte, im allgemeinen selbstge-
nutzte Strommenge. Zur Feststellung der ein-
gespeisten Strommenge und der abgege-
benen Nutzwärmemenge hat der Netzbe-
treiber auf Kosten des KWK-Anlagenbetrei-
bers Messeinrichtungen anzubringen, die 
den eichrechtlichen Vorschriften entsprechen.

Ein KWK-Anlagenbetreiber mit einer elek-
trischen Leistung bis einschließlich 100 kW ist 
selbst zur Anbringung der Messeinrichtun-
gen berechtigt. Außerdem muss der KWK-
Anlagenbetreiber dem Beauftragten des 
Netzbetreibers auf Verlangen Zutritt zu den 
Messeinrichtungen gewähren. Hinzu kommt 
noch, dass er dem Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) und dem Netz-
betreiber bis zum 31. März eines jeden Jah-
res eine nach den anerkannten Regeln der 
Technik erstellte Abrechnung - Arbeitsblatt 
FW 308 „Zertifi zierung von KWK-Anlagen – 
Ermittlung des KWK-Stroms“ in der jeweils 
gültigen Fassung - vorlegen muss. Diese Ab-
rechnung muss von einem Wirtschaftsprüfer 
oder vereidigten Buchprüfer testiert werden. 
Sie enthält die KWK-Strommenge, die im 
vorangegangenen Kalenderjahr in das Netz 
für die allgemeine Versorgung eingespeist 
wurde, und die im Sinne von § 4 Abs. 3a 
Satz 1 gelieferte KWK-Strommenge. Die 
Abrechnung enthält zusätzlich Angaben zur 
KWK-Nettostromerzeugung, zur KWK-Nutz-
wärmeerzeugung, zu Brennstoffart und -ein-
satz sowie Angaben zu den seit Aufnahme 
des Dauerbetriebs erreichten Vollbenut-
zungsstunden. 

Der Betreiber einer kleinen KWK-Anlage, 
die nicht über Vorrichtungen zur Abwärme-
abfuhr verfügt, ist von den Mitteilungspfl ich-
ten gegenüber dem Bundesamt für Wirtschaft 
und Ausfuhrkontrolle (BAFA) und dem Netz-
betreiber und der Messung der abgegebenen
Nutzwärme befreit. Der Betreiber einer klei-
nen KWK-Anlage teilt der zuständigen Stelle 
und dem Netzbetreiber bis zum 31. März 
eines jeden Jahres die im vorangegangenen 
Kalenderjahr eingespeiste KWK-Strommen-
ge mit. Handelt es sich um eine Anlage mit 
einer elektrischen Leistung von mehr als 
50 Kilowatt, die ab dem 1. Januar 2009 
und bis zum 31. Dezember 2016 in Dauer-
betrieb genommen worden ist, dann muss 
die Anzahl der Vollbenutzungsstunden seit 
der Aufnahme des Dauerbetriebs mitgeteilt 
werden. 

Außerdem erteilt der Betreiber einer 
kleinen KWK-Anlage dem BAFA bis zum 
31. März eines jeden Jahres Auskunft über 
Brennstoffart und -einsatz. 

Nachweis des eingespeisten KWK-Stroms (§8)
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Die für den Stromnachweis 
erforderliche Abrechnung 
enthält Angaben über den 
eingespeisten und den nicht 
gelieferten Strom sowie zu-
sätzliche Angaben über 
KWK-Nettostromerzeugung, 
KWK-Nutzwärmeerzeugung, 
Brennstoffart und -einsatz 
sowie Angaben zu den seit 
Aufnahme des Dauerbetriebs 
erreichten Vollbenutzungs-
stunden.

Für kleine KWK-Anlagen 
bis 2 MWel gelten in Bezug 
auf die Mitteilungspfl icht 
und den Nachweis des ein-
speisten sowie des nicht ein-
gespeisten KWK-Stroms 
Verfahrensvereinfachun gen.

Zuständigkeit (§10)

Grundsätzlich ist für die Durchführung des KWK-Gesetzes 
das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA), 
Postfach 5160, Referat 437, 65726 Eschborn, zuständig. 
Antragsformulare können unter www.bafa.de abgerufen werden.www.bafa.de abgerufen werden.www.bafa.de

Kosten für den KWK- Betreiber (§11)

Für Amtshandlungen nach diesem Gesetz werden Gebühren 
erhoben. Folgende Gebührensätze gelten für KWK-Anlagen und 
Wärmenetze, die ab 2009 in Betrieb genommen werden sowie 
für Herkunftsausweise.

KWK-Anlage Bearbeitungsgebühr

bis 10 kWel gebührenfrei (Zulassung im Rahmen 
der Allgemeinverfügung)

bis 50 kWel 75 €

 über 50 kWel 0,2 % der zu erwartenden KWK-Zuschläge, 
max. 20.000 €

Wärmenetze
Die Bearbeitungsgebühr beträgt 0,2 % des vom BAFA bewilligten 
KWK-Zuschlagbetrages, mind. 100 € und max. 10.000 €. 

Herkunftsnachweise
Die Ausstellung der BAFA-Bescheinigung kostet ca. 200 €.

www.bafa.de/bafa/de/energie/kraft_waerme_kopplung/strom-
verguetung/index.html

Zwischenüberprüfung (§12)

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie führt im 
Jahre 2011 gemeinsam mit dem Bundesministerium für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit unter Mitwirkung von Verbän-
den der deutschen Wirtschaft und Energiewirtschaft eine Zwi-
schenüberprüfung über die Entwicklung der KWK-Stromerzeugung 
in Deutschland durch. Diese Zwischenüberprüfung erfolgt mit Blick 
auf die Erreichung
• der energie- und klimapolitischen Ziele der Bundesregierung
• der Rahmenbedingungen für den wirtschaftlichen Betrieb 

von KWK-Anlagen und 
• der jährlichen Zuschlagzahlung.
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Kraft-Wärme-Kopplung
Gleichzeitige Umwandlung von einge-
setzter Brennstoff-Energie in elektrische 
Energie und in Nutzwärme in einer orts-
festen technischen Anlage. Als ortsfest 
gilt auch eine Anlage, die zur Erzielung 
einer höheren Auslastung für eine ab-
wechselnde Nutzung an zwei Standor-
ten errichtet worden ist.

KWK-Anlagen
Dampfturbinen-Anlagen (Gegendruck-
anlagen, Entnahme- und Anzapfkon-
densationsanlagen), Gasturbinen-
Anlagen (mit Abhitzekessel oder mit Ab-
hitzekessel und Dampfturbinen-Anlage), 
Verbrennungsmotoren-Anlagen, Stirling-
Motoren, Dampfmotoren-Anlagen, ORC 
(Organic Rankine Cycle)-Anlagen sowie 
Brennstoffzellen-Anlagen, in denen 
Strom und Nutzwärme erzeugt werden. 

Hocheffi ziente KWK-Anlagen
KWK-Anlagen, die hocheffi zient im Sinne 
der Richtlinie 2004/8/EG des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 11. 
Februar 2004 über die Förderung einer 
am Nutzwärmebedarf orientierten Kraft-
Wärme-Kopplung im Energiebinnenmarkt 
und zur Änderung der Richtlinie 92/42/
EWG (ABl. EU Nr. L 52 S. 50) sind (sie-
he Erläuterungen Seite 4/5).

Kleine KWK-Anlagen
KWK-Anlagen, mit Ausnahme von 
Brennstoffzellen-Anlagen, mit einer 
elektrischen Leistung von bis zu 2 
Megawatt. Mehrere unmittelbar 
miteinander verbundene kleine KWK-
Anlagen an einem Standort gelten in 
Bezug auf die in Satz 1, in § 5 und in 
§ 7 genannten Leistungsgrenzen als 
eine KWK-Anlage.

KWK-Strom
Das rechnerische Produkt aus 
Nutzwärme und Stromkennzahl der 
KWK-Anlage. Bei Anlagen, die nicht 
über Vorrichtungen zur Abwärmeab-
fuhr verfügen, ist die gesamte Net-
tostomerzeugung KWK-Strom.

Begri f fsdef in i t ionen nach §3 KWKG 

Nettostromerzeugung
An den Generatorklemmen gemes-
sene Stromerzeugung einer Anlage 
abzüglich des für ihren Betrieb erfor-
derlichen Eigenverbrauchs.

Nutzwärme
Aus einem KWK-Prozess ausgekop-
pelte Wärme, die außerhalb der 
KWK-Anlage für die Raumheizung, 
die Warmwasserbereitung, die Käl-
teerzeugung oder als Prozesswärme 
verwendet wird.

Stromkennzahl
Verhältnis der KWK-Nettostromerzeu-
gung zur KWK-Nutzwärme erzeugung 
in einem bestimmten Zeitraum. Die 
KWK-Nettostromerzeugung entspricht 
dabei dem Teil der Nettostromerzeu-
gung, der physikalisch unmittelbar 
mit der Erzeugung der Nutzwärme 
gekoppelt ist.

Vorrichtungen zur Abwärmeabfuhr
Kondensations-, Kühl- oder Bypass-
Einrichtungen, in denen die Strom- 
und Nutzwärmeerzeugung entkoppelt 
werden können.

Netzbetreiber
Betreiber von Netzen aller Spannungs-
ebenen für die allgemeine Versorgung 
mit Elektrizität.

Betreiber von KWK-Anlagen
Diejenigen, die den Strom in ein Netz 
der allgemeinen Versorung einspeisen 
oder für die Eigenversorgung bereitstel-
len. Die Betreibereigenschaft ist unab-
hängig von der Eigentümerstellung des 
Anlagenbetreibers. Eigenversorgung ist 
die unmittelbare Versorgung eines Letzt-
verbrauchers aus der für seinen Eigenbe-
darf errichteten Eigenanlage oder aus ei-
ner KWK-Anlage, die von einem Dritten 
ausschließlich oder überwiegend für die 
Versorgung bestimmbarer Letztverbrau-
cher errichtet und betrieben wird. 

Anzahl der Vollbenutzungsstunden
Quotient aus der jährlichen KWK-
Nettostromerzeugung und der maxi-
malen KWK-Nettostromerzeugung im 
Auslegungszustand während einer 
Betriebsstunde.

Wärmenetze
Einrichtungen zur leitungsgebundenen 
Versorgung mit Wärme, die eine hori-
zontale Ausdehnung über die Grund-
stücksgrenze des Standorts der ein-
speisenden KWK-Anlage hinaus ha-
ben und an die als öffentliches Netz 
eine unbestimmte Anzahl von Abneh-
menden angeschlossen werden kann. 
An das Wärmenetz muss mindestens 
ein Abnehmender angeschlossen sein, 
der nicht gleichzeitig Eigentümer oder 
Betreiber der in das Wärmenetz ein-
speisenden KWK-Anlage ist.

Wärmenetzbetreiber
Diejenigen, die Dritte über ein Wär-
menetz mit Wärme versorgen. Die 
Betreibereigenschaft setzt nicht das 
Eigentum am Wärmenetz voraus.

Trasse
Gesamtheit aller Komponenten, die 
zur Übertragung von Wärme vom 
Standort der einspeisenden KWK-
Anlagen bis zum Verbraucherabgang 
notwendig sind.

Verarbeitendes Gewerbe
Unternehmen, die den Abschnitten 
B und C der Klassifi kation der Wirt-
schaftszweige 2008 (WZ 2008) 
zuzuordnen sind.

Verbraucherabgang
Übergabestelle nach §10 Absatz 
1 der Verodnung über allgemeine 
Bedingungen für die Versorgung mit 
Fernwärme vom 20. Juni 1980 (BGBl. I 
S. 742), die zuletzt durch Arttikel 20 
des Gesetzes vom 9. Dezember 2004 
(BGBl. I S. 3214) geändert worden ist.
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Dauerbetrieb
Das für die Einordnung der KWK-Anlagen in die 
jeweiligen Kategorien zuständige Bundesamt für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) defi niert 
den Beginn des Dauerbetriebs einer Anlage als 
den Zeitpunkt, an dem
• das Abnahme-Protokoll unterzeichnet wird,
• die Hersteller-Gewährleistung beginnt oder
• die Haftung auf den Anlagenbetreiber 
 übertragen wird.

Netz der allgemeinen Versorgung
Systematisch interpretiert kann ein Netz, das der 
individuellen Versorgung eines Einzelnen dient, 
nicht der allgemeinen Versorgung zugerechnet 
werden. Eine generalisierende Abgrenzung 
zwischen Industrienetzen und Netzen für die 
allgemeine Versorgung ist aber nicht möglich. 
Hierfür müssen vielmehr verschiedene Aspekte 
betrachtet werden. Für die Existenz eines Netzes 
der allgemeinen Versorgung spricht z. B. das 
Bestehen eines Konzessionsvertrages nach §13 
Abs. 2 EnWG, da Konzessionsverträge immer 
„zur Durchführung der allgemeinen Versorgung“ 
abgeschlossen werden. Der teilweise vertretene 
Umkehrschluss, dass die Existenz eines Konzes-
sionsvertrages zwingende Voraussetzung für ein 
Netz der allgemeinen Versorgung darstellt, ist 
dagegen unzulässig. [Rosin/Elspas] Ein weiteres 
Anzeichen, das für das Vorhandensein eines 
Netzes der allgemeinen Versorgung spricht, ist 
ein Genehmigungsantrag nach der Bundestarif-
ordnung Elektrizität (§12 BTOElt) für das entspre-
chende Versorgungsgebiet sowie die Existenz 
von Tarifkunden.

Investitionskosten im Rahmen des Neu- und 
Ausbaus von Wärmenetzen
sind alle Kosten, die für erforderliche Leistungen 
Dritter tatsächlich angefallen sind. Nicht dazu 
gehören insbesondere interne Kosten für Kon-
struktion und Planung, kalkulatorische Kosten, 
Grundstücks-, Versicherungs- und Finanzie-
rungskosten sowie Kosten für die Errichtung 
von Verbraucheranschlussstationen und deren 
Verbindung zum Verbraucherabgang.



20

www.asue.de

Ihr Par tner für Energiedienst le is tungen:


